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VERMERK
	des
	Vorsitzes

	für die
	Delegationen

	Betr.:
	Hochrangige Kontaktgruppe EU-USA zu Datenschutz und Informationsaustausch

–
Künftiges Vorgehen


Die Kommission hat auf der AStV-Tagung vom 14. Februar 2008 erste Erläuterungen zu dem Mandat und der Arbeit der hochrangigen Kontaktgruppe zu Datenschutz und Informationsaustausch gegeben. In Einklang mit den Schlussfolgerungen dieser Tagung lädt der Vorsitz ein, auf der AStV-Tagung am 27. Februar und beim Mittagessen der Innenminister darüber zu beraten,

1.
wie weiter vorzugehen ist (auch im Hinblick auf die Vorbereitung des Ministertreffens EU/USA im März) und

2.
ob und wie das Europäische Parlament über die Fortschritte der hochrangigen Kontaktgruppe unterrichtet wird.

Die Delegationen erhielten das Sitzungsdokument der Kommission sowie eine nicht für die Öffent​lichkeit bestimmte Anlage mit dem Text der Datenschutzgrundsätze, für die die Kontaktgruppe eine gemeinsame Sprachregelung gefunden hat.

1.
Weiteres Vorgehen
Als langfristiges Ziel soll die Kontaktgruppe die EU und die USA in die Lage versetzen, enger und effizienter im Hinblick auf den Austausch gezielter Informationen im Bereich der inneren Sicherheit zusammenzuarbeiten und gleichzeitig zu gewährleisten, dass der Schutz

personenbezogener Daten und die Privatsphäre gewahrt werden.

Als ersten Schritt haben Experten Sondierungsgespräche aufgenommen, um zu prüfen, inwiefern die Datenschutzsysteme der EU und der USA übereinstimmen. Auf dieser Grundlage konnte bisher für zehn Datenschutzgrundsätze eine gemeinsame Sprachregelung gefunden werden, während zwei weitere noch ausstehen. Die gemeinsame Formulierung weicht zwar etwas von den etablierten Definitionen der EU-Rechtsvorschriften ab, doch der einzige Punkt, bei dem der Ansatz der EU und der Ansatz der USA stark voneinander abweichen, besteht darin, dass in den USA kein Rechts​behelf für Nicht-US-Bürger besteht.

Wie bereits erwähnt ist die gemeinsame Sprachregelung für das Datenschutzsystem nur ein erster Schritt. Sobald dieser Schritt abgeschlossen ist, werden die Mitgliedstaaten entscheiden müssen, i) ob der erzielte Grad der Übereinstimmung eine ausreichende Grundlage für eine weitere Zusam​menarbeit darstellt und ii) in welcher Form eine solche Zusammenarbeit erfolgen könnte.

Die Kommission erklärte, dass mit einer solchen Zusammenarbeit, unabhängig von deren Form, nicht alle Datenschutzprobleme der transatlantischen Zusammenarbeit im JI-Bereich gelöst werden könnten. Für spezifische Datenaustauschvorgänge müssten auf jeden Fall spezifische Datenschutz​vorschriften ausgehandelt werden.

In ihren Ausführungen vom 14. Februar machte die Kommission darauf aufmerksam, dass mehrere Optionen bestehen, ohne sich jedoch für eine davon zu entscheiden. Eine weitere Zusammenarbeit beim Datenschutz könnte u.a. in einem internationalen Abkommen oder in nichtbindenden Texten wie z.B. Gipfelschlussfolgerungen oder Schlussfolgerungen auf hoher Ebene verankert werden. Der Vorsitz würde alle etwaigen Bemerkungen der Delegationen dazu begrüßen, wobei er natürlich nicht erwartet, dass die Delegationen sich in diesem Stadium zu dieser Frage festlegen werden.

Die Delegationen werden ersucht, zum zusätzlichen Nutzen des derzeitigen Vorgehens Stellung zu nehmen und insbesondere anzugeben, ob sie wünschen, dass diese Sondierungsgespräche über eine gemeinsame Sprachregelung für den Datenschutz fortgesetzt werden. Wenn ja, sollten mögliche Formen der Zusammenarbeit grob umrissen werden. Jegliche Stellungnahme hierzu ist natürlich hinsichtlich des Endergebnisses dieser Gespräche nicht verbindlich.
2.
Unterrichtung des Europäischen Parlaments
Kommissionsmitglied Frattini hat das Europäische Parlament in der Sitzung des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres vom 19. Dezember 2006 über die Einsetzung der hoch​rangigen Kontaktgruppe unterrichtet. Es ist zu erwähnen, dass einige Parlamentsmitglieder gele​gentlich darum ersucht haben, über die Fortschritte der Beratungen der hochrangigen Kontakt​gruppe unterrichtet zu werden. 

Im Dezember 2007 hat das EP die Entschließung zur Bekämpfung des Terrorismus angenommen; darin betont das EP "die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit Drittstaaten bei der Prävention und Bekämpfung des Terrorismus und weist darauf hin, dass die USA auf diesem Gebiet ein wichti​ger Partner ist;" es "vertritt die Ansicht, dass zwischen der Europäischen Union und den USA im Rahmen eines internationalen Abkommens ein gemeinsamer rechtlicher Rahmen für die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit unter besonderer Beachtung des Schutzes der Grundrechte, beson​ders persönlicher Daten, vereinbart werden sollte, der eine ausreichende demokratische und par​lamentarische Kontrolle auf nationaler und EU-Ebene sicherstellt." 

Der Vorsitz ist daher der Auffassung, dass es angebracht wäre, das EP auf den neuesten Stand der Fortschritte der hochrangigen Kontaktgruppe zu bringen und über die politischen Optionen, die der Rat wählen könnte, zu unterrichten.

Der Vorsitz ersucht daher die Mitgliedstaaten mitzuteilen, wann und wie das EP ihrer Meinung nach am besten zu unterrichten ist.

________________________







�	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. Dezember 2007 zur Bekämpfung des Terrorismus, noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht, Erwägungsgrund 30, abrufbar unter: �� HYPERLINK "http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?Type=TA&Reference=P6-TA-2007-0612&language=DE" ��http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?Type=TA&Reference=P6-TA-2007-0612&language=DE�
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